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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Frau Eid und der Fraktion DiE GRÜNEN 
— Drucksache 10/5130 — 


Friedliche Lösung des Eritrea-Konfiikts 


Der Bundesminister des Auswärtigen - 011 - 300.14 - hat mit 
Schreiben vom 23. Juli 1986 die Große Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 

Vorbemerkung 

In Äthiopien werden Nationalitätenkonflikte, die sich aus der 
geschichtiichen Entwicklung des Landes ergeben haben, bis 
heute mit Waffengewalt ausgetragen. 

Betroffen ist vor allem die Landbevölkerung in den immer wieder 
von Dürre bedrohten Landstrichen des Nordens. Flucht und Elend 
sind die Folgen. Die unverschxildet in Not Geratenen bedürfen der 
Unterstützung durch die internationale Staatengemeinschaft. Die 
Bundesregierung leistet hierzu ihren Beitrag. 

Die Bundesregieixmg ist darüber hinaus bemüht, mit pohtischen 
Mitteln zur Beseitigimg der Ursachen der Notlage beizutragen. 
Sie achtet dabei die Souveränität und die territoriale Integrität der 
Staaten ebenso wie das Verbot der Einmischung in innere Ange- 
legenheiten. 

Die Bundesregierung lehnt Gewaltanwendung zur Lösung von 
politischen Konflikten ab. Dem Gewaltverbot unterhegt nach ihrer 
Überzeugung auch das Selbstbestimmungsrecht der Völker. 

Diese Grundsätze haben für die Bundesregienmg weltweit Gel- 
timg. Sie bestimmen auch ihre Haltung zu den Nationalitäten- 
konflikten in Äthiopien. 


1. Bei ihrer Gründung im Jahre 1963 beschloß die Organisation für 
Afrikanische Einheit (OAU) die Unantastbarkeit der kolonialen 
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Grenzen auf dem afrikanischen Kontinent. Von 1889 bis 1941 war 
Eritrea italienische Kolonie und von 1941 bis 1952 britisches Pro- 
tektorat. 1952 wurde Eritrea auf Beschluß der Vereinten Nationen 
als autonome Einheit mit Äthiopien föderiert. Zehn Jahre später 
annektiert Äthiopien unter Kaiser Haile Selassie Eritrea und erklärt 
es zur 14. Provinz des Kaiserreiches. Mit dieser Annexion wurde 
die UNO-Resolution 390 AfV verletzt. 

a) Wie steht die Bundesregierung als Mitglied der Vereinten 
Nationen zur Verletzung oben genaimter UNO-Resolution? 

b) Was hat die Bundesregienmg seit 1962, dem Jahr der An- 
nexion, getan, um die Verletzung der UNO-Resolution 390 A/V 
vor die Vereinten Nationen zu bringen? 

c) Was gedenkt die Bundesregienmg künftig zu tun, um die 
Resolutionsverletzung vor die Vereinten Nationen zu bringen? 


Seit 1973, dem Jahr des Beitritts der Bimdesrepublik Deutschland 
zu den Vereinten Nationen, hat kein Mitgliedstaat die Eritrea- 
Frage in der Generalversammlung oder einem ihrer Ausschüsse 
aufgegriffen. 

Es entspricht einer etablierten Praxis in den Vereinten Nationen, 
daß regionale Fragen oder Konflikte von den betroffenen Staaten 
oder einer betroffenen Regionalgruppe in die Generalversamm- 
lung eingeführt werden. Diese Praxis wird von der Bundesregie- 
nmg respektiert \md unterstützt. 


2. Am 12. April 1984 hat das Europaparlament eine Resolution zum 
Hom von Afrika verkündet, in der die Außenministerkonferenz 
\md der Ministerrat aufgefordert werden, sich für eine friedliche 
Lösung des Eritrea-Konflikts einzusetzen. Weiter hat das Dänische 
Parlament am 5. Dezember 1985 beschlossen, daß Schritte unter- 
nommen werden müssen, um durch freie Wahlen unter internatio- 
naler Aufsicht eine Beendigimg der kriegerischen Auseinanderset- 
zungen zwischen Eritrea und Äthiopien zu erreichen. 

Wie steht die Bundesregierung zu den Entscheidungen dieser 
beiden Parlamente? 


Die Bimdesregienmg setzt sich überall, wo innere oder äußere 
Konflikte mit Gewalt oder militärischen Mitteln ausgetragen wer- 
den, für friedliche Lösimgen ein. 

Die Bimdesregienmg hat deshalb mit Befriedigung zur Kenntnis 
genommen, daß das Europäische Parlament in seiner Entschlie- 
ßung vom 12. Aprü 1984 eine friedliche Lösung des Eritrea- 
Konfliktes fordert. 

Zu Entschließungen nationaler Parlamente anderer Länder nimmt 
die Bundesregierung nicht Stellung. 


3. Wie steht die Bundesregierung zum Wunsch des eritreischen Vol- 
kes nach Selbstbestimmung und Unabhängigkeit? 

Das im Grundgesetz verankerte Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
ker gehört zu den fundamentalen Gnmdsätzen der Poütik der 
Bundesrepublik Deutschland. 
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Nach der festen Überzeugung dieser wie aller vorausgegangenen 
Bundesregierungen kann dieses Recht nur mit friedlichen Mitteln 
angestrebt tind durchgesetzt werden. 

Das Selbstbestimmungsrecht der Völker ist im übrigen nicht 
gleichbedeutend mit einem Recht ethnischer Minderheiten auf 
volle staatliche Unabhängigkeit. 


4. Ca. 80% der Fläche Eritreas befindet sich unter der Kontrolle der 
Eritreischen Befreiungsfront (EPLF). Sie hat dort regierungsähn- 
liche Strukturen sowie ein flächendeckendes Gesundheits- und 
Schulwesen, Landwirtschaftsprojekte und Handwerksbetriebe auf- 
gebaut (s. hierzu den Reisebericht der Abgeordneten Frau Eid vom 
Juni 1984). Entsprechen, nach Meinung der Bundesregierung, 
diese Strukturen und Projekte den Tatsachen oder bezweifelt sie 
deren Existenz? 


Der Bundesregierung ist die Existenz einer „Eritreischen Befrei- 
vmgsfront" (EPLF) bekannt. Sie nimmt zu Behauptungen über 
deren innere Struktur oder Einflußgebiet nicht Stellung. 


5. Die eritreischen humanitären Hilfsorganisationen Eritrean Relief 
Association (ERA) und das Eritrea Hilfswerk in Deutschland e. V. 
(EHD) fördern oben genannte Selbsthilfeprojekte der eritreischen 
Bevölkenmg und leisten Nahrungsmittelhüfe, sofern nötig. 

Sind der Bundesregierung diese Nichtregierungsorganisationen 
bekannt? Wenn ja, plant die Bundesregierung die Unterstützimg 
dieser Hüfswerke, bzw. mit welcher Begründung lehnt die Bundes- 
regierung die direkte materielle Unterstützung der genannten 
Hilfsorganisationen ab? 


Im Rahmen ihrer humanitären Hilfe unterstützt die Bundesregie- 
rung auch Mcißnahmen zugunsten von Flüchtlingen aus Eritrea. 
Sie arbeitet dabei mit solchen Hilfsorganisationen zusammen, die 
aufgrund ihrer Neutralität für eine wirksame und zugleich tmpar- 
teüsche Verteilxmg der Hilfsgüter besonders geeignet sind. 

Die Btmdesregienmg hat sich an den Hilfsprogrammen des Inter- 
nationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) beteiligt, um die 
Verteilimg von Hilfsgütem auch in Gebiete sicherzustellen, die 
für die äthiopische Regierung nicht zugänglich sind. Der Zugang 
des IKRK in diese Gebiete erfolgte im Einvernehmen mit der 
äthiopischen Regierung. 


6. Seit 25 Jeihren finden kriegerische Auseinandersetzungen zwi- 
schen der Zentralregierung Äthiopiens und Eritrea statt, unter 
denen besonders die Zivübevölkerung zu leiden hat {etwa 250 000 
Zivilisten verloren bisher ihr Leben), 

Was hat die Bundesregierung bisher zur friedlichen Lösung dieses 
Konfliktes auf internationaler Ebene beigetragen? 

VermitÜung bei bewaffneten Konflikten wie dem Eiitrea-Konflikt 
ist nach Auffassung der Bundesregierung in erster Linie Aufgabe 
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internationaler und regionaler Organisationen. Entsprechende 
Initiativen würde die Bundesregierung in Abstimmung mit ihren 
Partnern in der Europäischen Gemeinschaft unterstützen. 


7. Die äthiopische Zentralre0ening führt seit 1978 eine militärische 
Großoffensive nach der anderen gegen die Eritreische Volksbe- 
freiungsfront (EPLF) durch. 

a) Wie ist die Haltung der B\mdesre0erxmg gegenüber den Mil- 
liarden, die die Äthiopier für diesen Krieg ausgeben (der Vertei- 
digungshaushalt macht mehr als 50 % des äthiopischen Staats- 
haushaltes aus), angesichts der katastrophalen wirtschaftlichen 
Situation Äthiopiens? 

b) Hat die Bundesre0enmg bei der äthiopischen Militärregienmg 
gegen eine Fortfühnmg des Krieges in Eritrea protestiert, \md 
hat sie für eine friedliche Lösung oder zumindest für einen 
Waffenstillstand plädiert? Wenn ja, wie war der Wortlaut dieses 
Protestes? Wenn nein, warum hielt die Bundesre0er\mg einen 
Protest nicht für notwendig? 

8. Die Zivilbevölkerung Eritreas ist den Massakern durch mordende 
und plündernde äthiopische Soldaten sowie ständigen Bombardie- 
rungen - oft auch mit Napalm - ausgeliefert. Dörfer werden dem 
Erdboden gleichgemacht, Schulen \md Krankenhäuser zerstört, 
Menschen entsetzlich verstümmelt \md Emteerträge niederge- 
brannt (s. hierzu den Brief des Eritrea Hilfswerks in Deutschland 
e. V. vom November 1985 an das Auswärtige Amt). 

a) Sind der Bundesregienmg diese Greueltaten bekannt? 

b) Hat die Bundesre0enmg die Absicht, oben beschriebene 
Ereignisse in der Öffentlichkeit anzuprangem und dagegen auf 
internationaler Ebene Protest einzulegen? 


Der Bundesregienmg sind die bewaffneten Auseinandersetzun- 
gen im Norden Äthiopiens und ihre negativen Folgen für die 
wirtschaftliche Entwicklung bekannt. Sie lehnt jeghchen Einsatz 
militärischer Mittel ab. Zusammen mit ihren europäischen Part- 
nern setzt sich die Bundesregierung im Diedog mit der äthio- 
pischen Regierung deshalb für eine gewaltfreie, politische Lösung 
des Eritrea-Konflikts ein. 


9. Besteht nach Auffassung der Bundesre0erung ein Zusammenhang 
zwischen der anhaltenden Hungersnot und dem Krieg in Äthio- 
pien? 


Nach Auffassung der Bundesregierung stehen im Norden Äthio- 
piens sowohl die bekannten Auswirkungen der Dürre eds auch die 
lemgcmdauemden gewaltsamen Auseinandersetzungen einer 
siimvoUen Pohtik der dringend gebotenen landwirtschaftiichen 
Rehabüitienmg und Entwicklung entgegen. 


10. Die Bundesre0erung hat in den letzten Jahren erhebliche Mengen 
an Hilfsgütem und Nahrungsmitteln an die Militärre0er\mg in 
Äthiopien geliefert. 

a) Hat die Bxmdesregienmg jemals Bedingimgen an die Hilfs- 
leistungen geknüpft? Wenn ja, welche? Wenn nein, warum 
nicht? 
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b) Welche Hcdtung nimmt die Bundesregierung zu Vorwürfen 
gegenüber der äthiopischen Militärregierung ein, denen 
zufolge die Nahrungsmittelhilfe der Europäischen Gemein- 
schaft für militärische Zwecke mißbraucht wurde (Siehe hierzu 
Süddeutsche Zeitung, 22. März 1985, Neue Züricher Zeitung, 
12. Februar 1985, Pressemitteüimg vom 23. Aprü 1983 des bel- 
0schen Parlamentariers W. Kuijpers)? 

c) Ist der Bimdesregierung bekannt, daß die äthiopische Militär- 
regienmg im Januar 1985 widerrechtlich eine Schiff sladimg mit 
Hüfsgütem der australischen Re0erung im Wert von 1,5 Mio. 
Dollar, die über Port Sudan in die von der EPLF und TPLF 
kontrollierten Gebiete gebracht werden sollte, mit Waffen- 
gewcdt konfisziert hat? 


Die Bundesregierung knüpft humanitäre Hilfe gnmdsätzhch nicht 
an politische Bedingungen, 

Sie hat sich nachdrücklich dafür eingesetzt, daß die Verteüung 
von Hüfsgütem von den zuständigen VN-Organen vor Ort kon- 
trolliert und Vorwürfen der Zweckentfremdung nachgegangen 
wird. Beweise für Zweckentfremdung haben sich bei den Über- 
prüfungen nach Kenntnis der Bundesregierung nicht ergeben. 


11. Nahrungsmittel und andere Hilfsgüter, die die Bundesregierung 
nach Äthiopien schickte, haben die Bevölkerung in großen Teüen 
Eritreas (insbesondere jenseits der Kriegsfront) nicht erreicht, so 
daß Tausende von Menschen verhungern mußten. Dies geschah, 
obwohl das weithin bekannte Hilfswerk Eritrean Relief Association 
(ERA) von Port Sudan aus Zugang zu genau diesem Teü der 
Bevölkenmg hatte imd nachgewiesenermaßen eine effiziente und 
schnelle Nahrungsmittelverteüimg hätte durchführen können. 
(„Never kneel down“/1984 von James Firebrace imd Stuart Hol- 
land/MP). 

a) Welche Maßnahmen hat die Bimdesregierung ergriffen, um 
sicherzustellen, daß Hilfsgüter aus der Bundesrepublik 
Deutschland auch die eritreische Bevölkerung jenseits der 
Kriegsfront erreichen? 

b) Hat die Bundesregierung Protest gegen die Benachteiligung 
dieser Bevölkenmgsteüe bei der äthiopischen Müitärregierung 
eingelegt? 


Siehe Antwort zu Frage 5. 


12. Tausende von Jugendlichen, darunter sogar 15jährige, werden 
jedes Jahr in die äthiopische Armee zwangsrekrutiert, um gegen 
ihre Landsleute zu kämpfen. 

Wie ist die Hcdtung der Bundesregierung gegenüber dieser Praxis? 


Auf die gesetzliche Regelung des Müitärdienstes durch die äthio- 
pische Regierung hat die Bimdesregierung keinen Einfluß. 


1 3. Sind der Bundesregierung die Menschenrechtsverletzungen in den 
äthiopisch besetzten Re0onen (insbesondere in und um Asmara) in 
Form von willkürlichen Verhaftungen ohne anschließende Pro- 
zesse, Folterungen, Morden imd Vergewcdtigungen bekannt? 

Hat die Bundesre0enmg jemeds dagegen protestiert oder beab- 
sichtigt sie einen Protest in der Zukunft? 
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Der weltweite Schutz der Menschenrechte gehört zu den Grund- 
prinzipien der Außenpolitik der Bundesregierung. Auch gegen- 
über der äthiopischen Regierung setzt sich die Bundesregienmg 
mit ihren politischen und diplomatischen Mitteln für die Einhal- 
tung dieser Grundrechte ein. 


14, Am 22. November 1980 hat die EPLF den Vorschlag gemacht, zur 
friedlichen Lösung des Eritrea-Konflikts unter internationaler Kon- 
trolle ein Referendiun durchzuführen über 

— die völlige Unabhängigkeit Eritreas, 

— die Föderation mit Äthiopien oder 

— eine regionale Autonomie. 

a) Welche Haltung nimmt die Bundesregierung gegenüber die- 
sem Friedensvorschlag ein? 

b) Wird sich die Bimdesregierung für die Abhaltung eines solchen 
Referendums unter Aufsicht der Vereinten Nationen bei der 
äthiopischen Regierung einsetzen und diese Lösung des Kon- 
flikts in den dafür zuständigen internationalen Gremien vertre- 
ten? Falls nein, warum nicht? 


Nach Auffassung der Bundesregierung handelt es sich bei dem 
Eritrea-Konflikt um eine interne Auseinandersetzung. Sie befür- 
wortet eine politische Lösung. Die Bundesregierung ist nicht 
bereit, durch eigene Vorschläge oder die Kommentierung von 
Lösungsvorschlägen der BeteUigten Stellung in diesem Konflikt 
zu beziehen. 


15. Rund 10000 äthiopische Kriegsgefangene befinden sich zur Zeit 
unter der Obhut der Eritreischen Volksbefreiungsfront (EPLF). 
Diese hat 3 000 Kriegsgefangene offiziell entlassen, die allerdings 
aus Angst vor Repressalien noch nicht in ihre Heimatdörfer in 
Äthiopien zurückgekehrt sind. Die EPLF hat das Internationale 
Rote Kreuz schon eiiüge Male gebeten, ihr bei der Versorgung der 
Kriegsgefangenen behilflich zu sein. Bis heute ist aber weder die 
rechtliche Situation dieser äthiopischen Kriegsgefangenen geklärt 
noch erhalten sie Hilfe irgendwelcher Art vom Internationalen 
Roten Kreuz. 

a) Beabsichtigt die Bundesregierung, die äthiopische Militärregie- 
nmg nach diesen 10000 Soldaten zu fragen? 

b) Gedenkt die Bundesregierung, sich beim Internationalen Roten 
Kreuz für eine Lösung zugunsten der Kriegsgefangenen und 
ihrer Versorgung einzusetzen? 


Bei der Betreuung von Kriegsgefangenen nach dem III. Genfer 
Abkommen über die Behandlimg der Kriegsgefangene vom 
12. August 1949 wird das IKRK aufgrund eigener, freier Initiative 
tätig (Artikel 9 Genfer Abkommen). Die Bundesregierung steht 
wegen der Betreuung der Kriegsgefangenen, die sich im Gewahr- 
sam der EPLF befinden, in Kontakt mit dem IKRK. 
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16. Fürchtet die Bundesregierung, daß durch Gespräche mit Vertretern 
der Eritreischen Volksbefreiungsfxont (EPLF) und ein Engagement 
für die Nöte der vom Krieg betroffenen Bevölkemng Eritreas ihre 
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diplomatischen Beziehungen mit der äthiopischen Mihtärregie- 
rung Schaden erleiden könnten? Wenn ja, warum? 

17. Unter welchen Bedingungen wäre die Bundesregierxmg bereit, 
Gespräche mit Vertretern der EPLF einerseits und Vertretern der 
äthiopischen Militärregierung andererseits über eine friedüche 
Lösung der kriegerischen Auseinandersetzungen in Eritrea zu 
führen? 


Die Bundesregierung setzt ihre humanitäre Hilfe zugvinsten der 
Flüchtlinge, also der besonders hart getroffenen Bevölkerungs- 
teile, ein. Zur Frage ihrer Partnerorganisationen verweist sie auf 
die Antwort zu Frage 5. 

Eine Vemüttlerrolle in einem internen bewaffneten Konflikt ist 
von der Bimdesregierung nicht beabsichtigt. 
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